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Vorwort 

Der Rundfunk, wie er heute verstanden wird, ist das Ergebnis eines 
stetigen Wandlungs- und Entwicklungsprozesses, der beeinflußt ist von 
technischen, wirtschaftlichen, anwendungsbezogenen, kulturel len und 
vor allem politischen Faktoren. Dieser Prozeß hat keinen Abschluß 
gefunden. Die Geschichte des Rundfunks ist begleitet von der Forderung 
nach einer Neuordnung des Rundfunkwesens. Der „unfertige Zustand 
der Rechtsentwicklung" zeigt sich allenthalben, und seit es den Rund-
funk gibt, ist die Diskussion ihn unter einen rechtlichen Begriff  zu 
fassen, nie abgebrochen. Als ein „komplexes Gewebe von Freiheit, staat-
licher Einwirkung und administrativer Leitung" berührt er nahezu 
alle Rechtsgebiete. Er stellt sowohl das internationale als auch das 
nationale Recht ständig vor neue Fragen. Eine präzise juristische Er-
fassung scheint so wenig greifbar  wie sein Ausbreitungsmittel, die 
Hochfrequenzschwingungen. Bei jeder technischen Neuerung, bei jedem 
neuen Anwendungsfeld oder jedem Wunsch politischer Einflußnahme 
entbrannte ein juristischer Streit. 

Das Fernsehurteil des Bundesverfassungsgerichts  vom 28. Februar 
1961, oft als „Magna Charta" des Rundfunkrechts t i tul iert, brachte nur 
kurzfristige  Beruhigung. Die Rundfunkanstalten stehen verwirr t vor 
der erfolgreichen  Erprobung neuer Frequenzen im Gigahertzbereich; 
sie sind unsicher, ob die neuen audio-visuellen Systeme unter ihren 
Funktionsbereich fallen und sie befürchten vom Kabelfernsehen einen 
ihre Leistungsfähigkeit übersteigenden Aufgabenbereich.  Auf der ande-
ren Seite sieht die produzierende und die werbungstreibende Wir t -
schaft in den neuen elektronischen Medien ein neues, attraktives Ab-
satzgebiet und die Verleger erhoffen  sich endlich Zugang zu einem 
ihnen bisher verschlossenen publizistischen Mittel. M i t taktischen Schach-
zügen w i rd die Autorität des Fernsehurteils untergraben, werden Staat 
und Polit iker unter Zugzwang gesetzt. Die Unsicherheit darüber, was 
überhaupt noch Rundfunk ist, ist zum „Trauma" geworden. 

Das Kabelfernsehen ist einer der größten Unsicherheitsfaktoren.  Seine 
juristische Einordnung soll hier versucht werden. 

Die Arbeit wurde im Apr i l 1973 abgeschlossen und von der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation 
angenommen. 
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Einleitung 

I . Gegenstandsfmdung: Kabelfernsehen und Rundfunk 

Die Rechtsunsicherheit, die durch die jetzt schon praktizierten und 
theoretisch durchführbaren  Formen des Kabelfernsehens ausgelöst wur-
de, hat ihre Ursache in einer technischen Weiterentwicklung der gleich-
zeitigen elektronischen Fernübermittlung von Informationen an eine 
Vielzahl von Personen. Das Kabelfernsehen basiert im Vergleich zum 
herkömmlichen Rundfunk auf einem grundsätzlich unterschiedlichen 
Verfahren  der Nachrichtenverbreitung, das damit gleichzeitig neue Kom-
munikationsformen eröffnet.  Wie bei jeder Wandlung eines rechtlich 
erfaßten Sachverhalts entzündet sich auch hier die juristische Diskus-
sion an der Frage, wie sich diese neue technische Entwicklung in die 
vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen einfügen läßt, ob sich das 
positive Recht entsprechend anpassen oder auch erweitern läßt oder 
ob gar ein so grundlegender Wandel der tatsächlichen Verhältnisse 
eingetreten ist, daß bisheriges Recht verfassungswidrig  geworden ist. 
Antworten auf diese Fragen lassen sich nicht abstrakt geben, eine 
Klärung muß die konkreten Veränderungen zum Ausgangspunkt neh-
men. Um Ansätze für eine juristische Untersuchung zu finden, gi l t es 
daher zunächst, die wichtigsten Unterschiede des Kabelfernsehens zu 
den herkömmlichen Methoden der Rundfunkkommunikation herauszu-
arbeiten. 

I I . Merkmale zur Unterscheidung 
zwischen Kabelfernsehen und herkömmlichem Rundfunk 

Während beim heute in der Bundesrepublik Deutschland veranstal-
teten Rundfunk die Versorgung der einzelnen Teilnehmer drahtlos 
mittels Ätherwellen geschieht, erfolgt  die Übertragung der Informations-
inhalte an die Abnehmer beim Kabelfernsehen, wie schon das Wort 
ausdrückt, über Kabel- bzw. Drahtleitungen. Der herkömmliche draht-
lose Rundfunk macht sich zur Programmverbreitung die physikalische 
Eigenschaft hochfrequenter  elektrischer Wellen zunutze, sich im freien 
Raum radial fortzupflanzen,  während beim Kabelfernsehen die elek-
trischen Signale längs verlegter Leitungen übermittelt werden1. Daraus 

1 Zur Technik vgl. Rindfleisch,  f f f -Archiv  vom 2. 12. 1968, S. 443; Schneider , 
Reinhard, Fernsehen und Bildung, 3/4-V-1971, S. 205 ff.;  Kösters , Fernsehen 
und Bildung, 1/2-V-1971, S. 24 ff. 

2* 
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resultieren Unterschiede in den Empfangsmöglichkeiten: Der drahtlose 
Rundfunkempfang  ist, sofern nicht topographische Verhältnisse, atmo-
sphärische Störungen oder sonstige Hindernisse die Ausbreitung der 
Wellen beeinträchtigen, an jedem beliebigen Ort mit einer ausreichenden 
Feldstärke möglich. Das Kabelfernsehen hingegen kann nur jene Emp-
fänger versorgen, zu denen eine direkte Leitungsverbindung besteht. 
Während somit beim Raumfunk die Informationsabgabe notwendig 
ungezielt an jedermann, der ein Empfangsgerät bereithält, erfolgen muß, 
ermöglicht das Erfordernis  einer festen Verbindung zwischen Absender 
und Empfänger einer Sendung beim Kabelfernsehen eine gezielte, ört-
lich und damit auch personell und zahlenmäßig beschränkte bzw. be-
schränkbare Informationsversorgung 2. 

Auf bestimmten Frequenzbereichen ist die Ausbreitungseigenschaft 
der Ätherwellen „grenzenlos"3, d. h. die Empfänger können Sendungen 
aus aller Welt aufnehmen. Bei der Informationsverbreitung  über Kabel 
w i rd dagegen immer nur ein begrenztes Gebiet und eine endliche Zahl 
von Teilnehmer erreicht werden können. Zwar ist die Reichweite der 
zur Übertragung von beweglichen Bildern erforderlichen  hohen Träger-
frequenzen ebenfalls begrenzt, doch dürfte schon aus wirtschaftlichen 
Gründen4 das Haupteinsatzgebiet des Kabelfernsehens in der regional 
oder örtlich beschränkten Informationsversorgung  liegen5. 

Ein wesentlicher Vortei l der drahtgebundenen Programmübermitt-
lung gegenüber dem Raumfunk ist jedoch, daß sie keine Rücksicht auf 
die naturgegebene Begrenztheit der zur Verfügung stehenden Zahl von 
Frequenzbereichen zu nehmen hat. Zumindest theoretisch ermöglicht 
das Kabelfernsehen, sei es durch die Verlegung mehrerer Kabel, sei es 
durch die Mehrfachbenutzung eines Kabels, eine nahezu beliebige Viel-
zahl paralleler Informationsangebote. 

Mi t der Zahl der Verbreitungsmöglichkeiten erhöht sich auch 
die Vielfalt der Einsatzmöglichkeiten. Damit werden neue, vom bis-
herigen Erscheinungsbild des Rundfunks erheblich abweichende Kom-
munikationsformen denkbar. Die Vorschläge der Medienfachleute rei-

2 Vgl. dazu schon Huth,  Radio — Heute und Morgen, S. 45 f., 264 f.; Rind-
fleisch,  f f f -Archiv  vom 2.12.1968, S. 445. 

3 Eckert,  Der Rundfunk als Führungsmittel, S. 24. 
4 Zu den Investitionskosten vgl. Business Week, November 22, 1969, S. 100 f.; 

Fette,  F i lm und Recht, Nr. 11/1969, S. 286; Schneider,  Reinhard, Fernsehen und 
Bildung, 3/4-V-1971, S. 207 f.; Rindfleisch,  Fernsehen und Bildung, 1/2-V-1971, 
S. 26 f.; Engelkamp,  Elektronik für Mil l ionen, S. 213. 

5 Vgl. Fette,  F i lm und Recht, Nr. 11/1969, S. 283; Schneider,  R., Fernsehen 
und Bildung, 3/4-V-1971, S. 205 ff.;  vgl. auch schon Rechtsanwalt Deringer  und 
den Sachverständigen Rindfleisch  im Fernsehstreit vor dem Bundesverfas-
sungsgericht, in: Zehner,  Fernsehstreit, Bd. 2, S. 119 ff.,  127; siehe auch F i lm 
und Recht 4/1970, S. 99; Media Perspektiven, 120/1971, S. 295; 136/1970, S. 19 f.; 
146/1970, S. 1 ff. 
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chen dabei von der einfachen Weiterleitung ätherausgestrahlter Pro-
gramme über den „ Import" von Sendungen aus nicht mehr empfang-
baren Sendegebieten bis zur Verbreitung zusätzlicher Programmdarbie-
tungen, die einen stärkeren lokalen Bezug haben oder auf Einzelinter-
essen abgestellt sind, und schließlich bis zum „Pay Cable", wo auf der 
ungenutzten Kanalkapazität gegen Bezahlung Spielfilme, Sportpro-
gramme, aber auch Informationen aus Datenbanken oder sonstige Hilfs-
dienste abgerufen werden können6. Durch nahezu unbegrenzte Kanal-
kapazitäten eröffnen  sich der elektronischen Nachrichtenübermittlung 
auch völ l ig neue Funktionsbereiche. So w i rd die Fernüberwachung von 
Häusern durch Polizei und Feuerwehr diskutiert; in Frankfurt  am Main 
wi rd ein stadtinternes Kabel-Schulfernsehen in Angri f f  genommen7, 
und in England bestehen an verschiedenen Hochschulen sog. closed-
circuit television systems8. In absehbarer Zeit w i rd sogar das Aus-
drucken von Zeitungen über den Heimempfänger für möglich gehalten. 
Über sog. Dialogsysteme könnten Hausfrauen Einkaufsbestellungen auf-
geben, es könnten Bankbuchungen vorgenommen werden, und der 
Wechselsprech- und -sehverkehr könnte verwirkl icht werden. Die Denk-
möglichkeiten erstrecken sich von der Utopie der „wired nation" im 
Zeitalter der totalen Kommunikation bis zum Orwellschen Horrorbild 
der totalen elektronischen Kontrolle. Der Phanstasie sind nur noch 
wirtschaftliche Grenzen gesetzt. 

Die unabsehbare Vielfalt der künftigen Funktionsbereiche läßt eine 
allgemeinverbindliche rechtliche Kategorienbildung noch nicht zu. Aus-
gangspunkt der juristischen Abgrenzung des Kabelfernsehens vom 
Rundfunk können daher nur die jetzt schon durchgeführten  und für 
die nahe Zukunft geplanten Einsatzformen der kabelgebundenen Infor-
mationsverbreitung sein. Dazu noch ein kurzer Uberblick. 

I I I . Kabelfernsehen — heute 

"Cable television is coming down from the mountains and into big 
cities." So leitet Business Week seine umfassende Bestandsaufnahme 
über das amerikanische Kabelfernsehen ein9, und in der Tat entstanden 
die ersten Programmverbreitungsnetze in solchen Gebieten, die durch 
Berge von den zuständigen ätherausgestrahlten Versorgungssendern 
abgeschattet wurden10 . 

6 Vgl. etwa Neue Züricher Zeitung, Fernausgabe, Nr. 18 vom 20. Januar 1973, 
S. 51 ; Frankfurter  Rundschau, Nr. 49 vom 27. 2.1973, S. 14. 

7 epd/Kirche und Rundfunk, Nr. 29 vom 29. Ju l i 1972, S. 6 f.; vgl. zu den 
Einsatzmöglichkeiten auch ZV + ZV, 14-15/1971, S. 627. 

8 Vgl. epd/Kirche und Rundfunk, Nr. 23 vom 17. Juni 1972, S. 11. 
9 Vgl. Business Week, November 22,1969, Special report, S. 100 ff. 
1 0 Vgl. Tetzner,  in : Hufen, Pol i t ik und Massenmedien, S. 231; Berg,  in: Hufen, 

Pol i t ik und Massenmedien, S. 82 f.; F i lm- und Recht, Nr. 5/1972, S. 154 ff. 


